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Der Amoklauf (School-
Shooting) an einer Gra-
zer Schule am 10. Juni 

2025 war Anlass für eine Re-
form des österreichischen 
Waffenrechts. Wenige Tage 
nach der Tat beschloss die 
Bundesregierung ein Maß-
nahmenpaket, das eine Ver-
schärfung des Waffengeset-
zes enthielt. 

Mit BGBl. I Nr. 56/2025 
wurde das Waffengesetz 
1996 umfassend novelliert 
und insbesondere der Zu-
gang zu Schusswaffen neu 
geregelt. Die Reform um -
fasst angehobene Altersgren-
zen für den Waffenbesitz, ei-
ne neue Bewilligungspflicht 
für Schusswaffen der Kate-
gorie C, eine fünfjährige 
Probephase beim erstmali-
gen Erwerb, die Ausdehnung 
der Wartefrist, die reformier-
te klinisch-psychologische 
Begutachtung, die Einbezie-
hung der Stellungsdaten des 
Bundesheeres für die Beur-
teilung der Verlässlichkeit 
und das neue Regime für 
wesentliche Bestandteile von 
Schusswaffen. Für den si-
cherheitsbehördlichen und 
exekutiven Vollzug von be-
sonderer Bedeutung sind die 
Neuerungen bei den Waffen-
verboten, der intensivierte 
Informationsaustausch zwi-
schen Polizei, Justiz und an-
deren Behörden, die erwei-
terte Durchsuchungsermäch-
tigung und der deutlich ver-
schärfte Strafkatalog. 

 
Etappenweises Inkrafttre-

ten. Die „Novelle 2025“ trat 
in zwei Etappen in Kraft. 
Bereits mit 1. November 
2025 wirksam wurden die 
neue Wartefrist (§ 41f 
WaffG) sowie die Verpflich-
tung zur Beibringung der 
Stellungsdaten des Bundes-

heeres. Am 28. April 2026 
trat der zweite und größere 
Teil der Waffengesetznovel-
le 2025 in Kraft, nachdem 
die technischen und organi-
satorischen Voraussetzungen 
für den Vollzug, insbesonde-
re die technische Umstellung 
des Zentralen Waffenregis -
ters abgeschlossen war. Seit-
her gelten das umfassende 
neue Regime für den Erwerb 
und Besitz von Schusswaf-
fen, Änderungen in Bezug 
auf die waffenrechtliche 
Verlässlichkeit und deren 
Prüfung, die strengeren Be-
stimmungen zu wesentlichen 
Bestandteilen von Schuss -
waffen sowie der überarbei-
tete Strafkatalog. 

 
Zugang zu Schusswaffen. 

An die Stelle der bisherigen 
dreitägigen „Abkühlphase“ 
trat mit 1. November 2025 
eine vierwöchige Wartefrist 
beim erstmaligen Erwerb ei-
ner Schusswaffe. Die Frist 
beginnt mit Abschluss des 
Rechtsgeschäfts und gilt je 
Waffenkategorie: Ein Erster-
werb liegt vor, wenn eine Ei-
gentumsübertragung stattfin-
det und für den Erwerber 
noch keine Schusswaffe der 
betreffenden Kategorie im 

ZWR eingetragen ist. 
Während der Wartefrist ist 
die Waffe bei einem Gewer-
betreibenden zu lagern, dem 
hierfür ein Entgelt gebührt (§ 
41f Abs. 3 WaffG). Nach 
dem Willen des Gesetzge-
bers ist Ziel der Regelung 
die Verhinderung von „Im-
pulskäufen“.  

 
Waffenrechtliche Verläss-

lichkeit. Die Prüfung der 
waffenrechtlichen Verläss-
lichkeit wurde aus § 8, der 
die Gründe mangelnder Ver-
lässlichkeit beinhaltet, her-
ausgelöst und in § 41 WaffG 
umfassend neu geregelt. 
Aufgrund der neu eingeführ-
ten „Probephase“ bei erstma-
ligem Erwerb von Schuss -
waffen wird die waffenrecht-
liche Verlässlichkeit nun 
mehrmals geprüft (§ 44c 
WaffG).  

Erstantragsteller auf Aus-
stellung einer waffenrechtli-
chen Urkunde, die nicht In-
haber einer gültigen Jagdkar-
te sind, haben der Behörde 
ein „klinisch-psychologi-
sches“ Gutachten vorzule-
gen. Dies gilt nunmehr auch 
für Schusswaffen der Kate-
gorie C, da diese nicht mehr 
bloß registrierungspflichtig, 

sondern bewilligungspflich-
tig sind.  

 
Neue Anforderungen an 

psychologische Gutachten. 
Die novellierte 1. WaffV 
hebt die Standards der kli-
nisch-psychologischen Be-
gutachtung deutlich an: Gut-
achter müssen in die Liste 
der Klinischen Psychologin-
nen und Psychologen 
(gemäß dem Psychologenge-
setz 2013) eingetragen sein, 
eine mindestens fünfjährige 
einschlägige Berufspraxis 
aufweisen und eine vertiefte 
fachspezifische Ausbildung 
nachweisen. Die Begutach-
tung selbst erfolgt nach neu-
er Rechtslage in drei Phasen 
– Vorgespräch, psychologi-
sche Tests und Fragebögen 
sowie Explorationsgespräch 
– und zwar unabhängig, ein-
zeln, persönlich und unmit-
telbar. 

 
Einbeziehung der Stel-

lungsdaten des Bundeshee-
res. Eine zentrale rechtliche 
Konsequenz aus dem Amo-
klauf in Graz ist die Ver-
knüpfung waffenrechtlicher 
Verfahren mit den Ergebnis-
sen der Stellung männlicher 
österreichischer Staatsbür-
ger.  Bis zur automationsun-
terstützten Anbindung des 
Verteidigungsressorts an das 
ZWR – die sich derzeit noch 
in technischer Umsetzung 
befindet – besteht eine Über-
gangsregelung: Antragsteller 
haben im Rahmen des An-
trags auf Ausstellung eines 
waffenrechtlichen Doku-
ments nachzuweisen, dass 
sie über die Eignung zum 
Präsenz- oder Ausbildungs-
dienst verfügen, den Wehr- 
oder Zivildienst geleistet ha-
ben oder nicht wehrpflichtig 
sind – etwa durch eine Taug-

Strengere Regeln für Schusswaffen 
 

Höhere Altersgrenzen, neue Bewilligungspflichten und strengere Verlässlichkeitsprüfungen:  
Die Waffengesetz-Novelle 2025 verschärft den Zugang zu Schusswaffen und erweitert die behördlichen 

Befugnisse. Der zweite, umfangreichere Teil trat am 28. April 2026 in Kraft.

Die vierwöchige Wartefrist beim erstmaligen Erwerb einer 
Schusswaffe soll „Impulskäufe“ verhindern



lichkeitsbescheinigung, das 
Wehrdienstbuch oder eine 
Zivildienstbescheinigung. 
Kann der Nachweis nicht er-
bracht werden, sind die Stel-
lungsergebnisse dem beim 
Antrag bekannt gegebenen 
waffenpsychologischen Gut-
achter zu übermitteln. Diese 
Nachweispflicht trifft auch 
Inhaber einer Jagdkarte. 

 
Anhebung des Mindestal-

ters. Das Mindestalter für 
den Erwerb und Besitz von 
Schusswaffen der Kategori-
en A und B wurde von 21 
auf 25 Jahre angehoben; für 
Schusswaffen der Kategorie 
C gilt nunmehr grundsätz-
lich das vollendete 21. Le-
bensjahr.  

Das Gesetz sieht davon 
Ausnahmen für Inhaber ei-
ner Jagdkarte, Berufssolda-
ten sowie Offiziere und Un-
teroffiziere des Milizstandes, 
sowie für Organe des öffent-
lichen Sicherheitsdienstes 
für die Ausstellung eines 

Waffenpasses. Bei der An-
zahl der erlaubten Schuss -
waffen der Kategorie B 
bleibt es beim Grundsatz von 
zwei pro Person; eine Er-
höhung auf höchstens fünf 
ist auf Antrag möglich, wenn 
seit Ausstellung der unbefri-
steten Bewilligung minde-
stens fünf Jahre vergangen 
sind (§ 23 Abs. 2 WaffG). In 
sämtliche Höchstzahlen sind 
auch verbotene Schusswaf-
fen sowie Kriegsmaterial 
einzurechnen. 

Das Kernstück der Neue-
rungen, die die Waffenge-
setznovelle 2025 bringt, ist 
die Bewilligungspflicht für 
Schusswaffen der Kategorie 
C. Deren Erwerb, Besitz 
und Führen sind grundsätz-
lich nur aufgrund einer 
behördlichen Bewilligung 
zulässig – durch das Aus-
stellen einer Waffenbesitz-
karte oder eines Waffenpas-
ses. Daneben berechtigen 
zum Erwerb und Besitz von 
Kategorie-C-Schusswaffen 

Jagdkarten, Urkunden für 
Schusswaffen der Kategori-
en A oder B sowie Kriegs-
materialbewilligungen nach 
§ 18 Abs. 2 WaffG, soweit 
sie sich auf eine Schusswaf-
fe beziehen. Eine zahlen-
mäßige Beschränkung be-
steht für Kategorie C nicht. 
Die Registrierungspflicht 
beim ermächtigten Gewer-
betreibenden bleibt neben 
der Bewilligungspflicht 
weiterhin bestehen; bei der 
Registrierung ist dem er-
mächtigten Gewerbetreiben-
den die Berechtigung für 
den Besitz und Erwerb der 
Schusswaffe der Kategorie 
C vorzulegen. 

 
Befristung waffenrechtli-

cher Urkunden. Neu ist die 
generelle Befristung bei der 
Erstausstellung: Waffenbe-
sitzkarten und Waffenpässe 
werden zunächst auf fünf 
Jahre befristet ausgestellt. 
Als Erstausstellung gilt jede 
Ausstellung, wenn der An-

tragsteller die beantragte 
Urkundenart im Antrags-
zeitpunkt nicht (mehr) be-
sitzt, etwa aufgrund eines 
Verlus tes der Berechtigung. 
Wird dem Inhaber einer 
(unbefristeten) Waffenbe-
sitzkarte erstmals ein Waf-
fenpass ausgestellt, so ist 
dieser auf fünf Jahre befri-
stet. Für die Ausstellung des 
waffenrechtlichen Doku-
ments nach Ablauf der fünf -
jährigen Frist ist ein neuerli-
cher Antrag zu stellen und 
ein neues klinisch-psycholo-
gisches Gutachten beizu-
bringen. Das Ablaufdatum 
ist nunmehr auf der Urkun-
de ersichtlich (§ 44b 
WaffG).  

 
Privater Waffenverkauf. 

Auch der Verkauf von 
Schusswaffen zwischen Pri-
vatpersonen wird strenger 
geregelt: Nunmehr hat eine 
Überlassung von Schuss -
waffen, die mit einem 
Eigentums übergang verbun-
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den ist, bei einem Waffen-
fachhändler zu erfolgen, der 
Zugriff auf das ZWR hat. 
Bei der Überlassung hat der 
Waffenfachhändler die 
Identität von Überlasser und 
Erwerber zu verifizieren, 
die Einhaltung der Warte-
frist nach § 41f WaffG so-
wie das Nichtbestehen eines 
Waffenverbots zu überprü-
fen.  

Zur Bekämpfung des il-
legalen Waffenhandels und 
der missbräuchlichen Ver-
wendung von Waffenteilen 
entfällt das bisherige Krite-
rium der „Gasdruckbelas -
tung“ für Bestandteile einer 
Schuss waffe. Alle wesentli-
chen Bestandteile – gleich-
gültig, ob sie bei der Schuss -
abgabe gasdruckbelastet 
sind oder nicht – unterliegen 
den Bestimmungen über 
Schusswaffen.  

Nunmehr gelten Lauf, 
Trommel, Verschluss, Rah-
men, Gehäuse(teile) und 
Griffstücke als wesentliche 
Bestandteile – auch wenn 
sie Bestandteil eines ande-
ren Gegenstandes geworden 
sind, sofern sie verwen-
dungsfähig sind. Damit un-
terliegen erstmals auch 
Gehäuseober- und Gehäuse-
unterteile dem Waffenge-
setz. Bisher waren Einsteck-
läufe unter 5,7 mm von der 
Anwendung der Bestim-
mungen über Schusswaffen 
ausgenommen. Diese Privi-
legierung entfällt. Alle Ein-
steckläufe sind nun wesent-
liche Bestandteile, sofern 
sie verwendungsfähig und 
kein Kriegsmaterial sind.  

 
Waffenverbote. Das Waf-

fenverbot ist eines der 
schärfsten Instrumente des 
Waffenrechts. Vorausge-
setzt für eine Erteilung ist 
eine Gefährdungsprognose: 
Bestimmte Tatsachen müs-
sen die Annahme rechtferti-
gen, dass der Betroffene 
durch missbräuchliches 
Verwenden von Waffen Le-
ben, Gesundheit oder Frei-
heit von Menschen oder 

fremdes Eigentum gefähr-
den könnte. Bisher war die-
se Prognose nur bei Verur-
teilungen wegen terroristi-
scher Straftaten (§§ 278b 
bis 278g und          § 282a 
StGB) gesetzlich vermutet. 
Die Novelle 2025 läss t die 
behördlichen Prognoseent-
scheidung bestehen, erwei-
tert aber den Katalog für die 
gesetzliche Vermutung er-
heblich. Liegt eine der in § 
12 Abs. 1a aufgezählten 
Verurteilungen vor, so ist 
ein Waffenverbot zu ver-
hängen. 

Erfasst werden insbeson-
dere Verurteilungen wegen 
zahlreicher Straftaten, wie 
wegen einer unter Anwen-
dung oder Androhung von 
Gewalt begangenen vorsätz-
lichen gerichtlich strafbaren 
Handlung, die mit mehr als 
drei Jahren Freiheitsstrafe 
bedroht ist, wegen einer mit 
Gemeingefahr verbundenen 
vorsätzlichen gerichtlich 
strafbaren Handlung mit ei-
ner solchen Strafdrohung 
oder wegen Freiheitsentzie-
hung, Nötigung, schwerer 
Nötigung, Zwangsheirat, 
gefährlicher Drohung, be-
harrlicher Verfolgung, fort-
gesetzter Gewaltausübung, 
fortdauernder Belästigung 
im Wege einer Telekommu-
nikation oder eines Compu-
tersystems sowie wegen 
Hausfriedensbruchs, sofern 
die Tat im sozialen Nah-
raum begangen wurde. 

Eine Straftat soll – nach 
dem Willen des Gesetzge-
bers – als im sozialen Nahr-
aum begangen gelten, wenn 
diese im familiären, partner-
schaftlichen oder berufli-
chen Umfeld verübt wurde. 
Damit soll nicht auf einen 
bestimmten Tatort, insbe-
sondere nicht auf die ge-
meinsame Wohnung, son-
dern auf die besondere so-
ziale Beziehung zwischen 
Täter und Opfer abgestellt 
werden.  

 
Neue Tatbestände für vor-

läufige Waffenverbote. Im 
vorläufigen Waffenverbot 
nach § 13 WaffG gab es bis-
her zwei Tatbestände: den 
Ausspruch durch ein Organ 
der öffentlichen Aufsicht bei 
Gefahr im Verzug sowie bei 
Anordnung eines Betre-
tungs- und Annäherungsver-
bots nach § 38a SPG. 

In der Novelle 2025 gibt 
es zwei neue Tatbestände, 
bei denen die Organe des 
öffentlichen Sicherheits-
diens tes ein vorläufiges 
Waffenverbot aussprechen 
müssen: 
• Ermittlungsverfahren (§ 
13 Abs. 5 WaffG): Erfolgt 
eine Verständigung durch 
Staatsanwaltschaft oder Kri-
minalpolizei über den Be-
ginn eines Ermittlungsver-
fahrens wegen einer vor-
sätzlich begangenen Straftat 
gegen Leib und Leben, ge-
gen die sexuelle Integrität 

und Selbstbestimmung oder 
nach den §§ 99, 105 bis 
107c und 109 StGB, die im 
sozialen Nahraum begangen 
wurde, ist gegenüber dem 
Beschuldigten ein vorläufi-
ges Waffenverbot auszu-
sprechen. 
• Einstweilige Verfügung    
(§ 13 Abs. 6 WaffG): Ver-
ständigt das Gericht gemäß    
§ 382h Abs. 2 EO über die 
Erlassung einer einstweili-
gen Verfügung nach den §§ 
382b bis 382d EO, ist eben-
falls ein vorläufiges Waf-
fenverbot auszusprechen. Es 
gilt bis zur Aufhebung der 
einstweiligen Verfügung. 

 
Umfassender Informati-

onsaustausch. Der Amo-
klauf von Graz hat gezeigt, 
wie wichtig es ist, dass In-
formationen rechtzeitig bei 
der Waffenbehörde zusam-
menlaufen. Die Novelle 
2025 knüpft deshalb ein 
dichtes Netz von Übermitt-
lungs- und Verständigungs-
pflichten: 

 
Daten aus Strafverfah-

ren. Nach § 56a Abs. 2 
WaffG sind Kriminalpoli-
zei, Staatsanwaltschaften 
und Strafgerichte ermäch-
tigt, personenbezogene Da-
ten, die nach der StPO er-
mittelt wurden, an die Waf-
fenbehörde zu übermitteln, 
soweit deren Weiterverar-
beitung insbesondere für die 
Prüfung oder Überprüfung 
der Verlässlichkeit oder für 
Verfahren betreffend Waf-
fenverbote erforderlich ist. 

Es geht damit nicht nur 
um rechtskräftige strafge-
richtliche Entscheidungen: 
Bereits Daten aus laufenden 
Verfahren können waffen-
rechtlich relevant sein. 

 
Verpflichtende Verständi-

gungen. § 56b Abs. 1 WaffG 
ordnet bei vorsätzlich began-
genen Straftaten mehrere 
verpflichtende Verständigun-
gen an: 
• Staatsanwaltschaft oder 
Kriminalpolizei verständigen 
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Die Waffengesetz-Novelle 2025 erschwert den Erwerb und  
Besitz von Schusswaffen



über den Beginn eines Er-
mittlungsverfahrens in den 
Fällen des § 13 Abs. 5 
WaffG; 
• die Staatsanwaltschaft ver-
ständigt über die Beendigung 
eines solchen Ermittlungs-
verfahrens; 
• die Staatsanwaltschaft ver-
ständigt über die Einbrin-
gung einer Anklage in den 
Fällen des § 12 Abs. 1a er-
ster Satz WaffG; 
• das Strafgericht verständigt 
über rechtskräftige Verurtei-
lungen wegen einer einschlä-
gigen Straftat. 

Damit entsteht eine Infor-
mationskette vom Beginn 
des Ermittlungsverfahrens 
über dessen Beendigung 
oder die Einbringung der 
Anklage bis zu einer rechts-
kräftigen Verurteilung.  

 
Verständigungspflichten 

der Jagdbehörden. Nach § 
56b Abs. 2 WaffG hat die 
Jagdbehörde die Waffen-
behörde unverzüglich zu 
verständigen, sobald eine 
Jagdkarte entzogen wurde. 
Im Fall der Entziehung der 
Jagdkarte durch die Jagd-
behörde sind die für die Prü-
fung oder Überprüfung der 
Verlässlichkeit maßgebli-
chen Gründe mitzuteilen. 
Bei bloßem Ablauf der Jagd-
karte hat die Verständigung 
erst zu erfolgen, sobald die 
Gültigkeit der Jagdkarte seit 
14 Monaten abgelaufen ist. 

 
Gesundheitsdaten und 

Stellungsdaten. § 56a Abs. 5 
WaffG ermächtigt Behörden 
des Bundes, der Länder und 
Gemeinden sowie Träger 
der Sozialversicherung und 
verpflichtet sie auf Anfrage 
der Waffenbehörde, perso-
nenbezogene Daten zu über-
mitteln, soweit deren Wei-
terverarbeitung für die Prü-
fung oder Überprüfung der 
Verlässlichkeit erforderlich 
ist. Die Regelung umfasst 
besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten nach 
Art. 9 DSGVO und insbe-
sondere Ergebnisse medizi-

nischer und psychologischer 
Untersuchungen nach § 55a 
Abs. 1a Wehrgesetz 2001. 
Die Datenübermittlung ist 
an ein konkretes Verfahren 
und an die Erforderlichkeit 
für die Beurteilung der Ver-
lässlichkeit gebunden. In 
Bezug auf Stellungsdaten ist 
festzuhalten, dass die Über-
gangsbestimmung des § 58 
Abs. 38 WaffG aufrecht 
bleibt, bis die technischen 
und organisatorischen Vor-
aussetzungen für eine auto-
mationsunterstützte Datenü-
bermittlung geschaffen wur-
den (siehe dazu bereits oben 
Abschnitt II).  

 
Erweiterte Befugnis. Mit   

§ 53 WaffG wurde die waf-
fenpolizeiliche Durchsu-
chungsbefugnis neu gefasst 
und an das SPG angegli-
chen. Die Organe des öffent-
lichen Sicherheitsdienstes 
dürfen nun Menschen, die 
von ihnen mitgeführten 
Behältnisse (z. B. Koffer 
oder Taschen) sowie Fahr-
zeuge durchsuchen, wenn 
auf Grund eines konkreten 
Hinweises oder sonstiger be-
stimmter Tatsachen der Ver-
dacht besteht, dass einem 
Verbot der Einfuhr, der Aus-
fuhr, des Besitzes oder des 
Führens von Waffen, Muni-
tion oder Kriegsmaterial 
nach dem WaffG oder ande-
ren Bundesgesetzen zuwi-
dergehandelt wird.  

Gegenüber der bisherigen 
Fassung ergeben sich drei 
Änderungen: Erstens ist es 
nicht mehr nur erlaubt, die 
Kleidung, sondern den Men-
schen zu durchsuchen; über 
den Verweis auf § 40 Abs. 4 
SPG ist damit neben der 
Durchsuchung der Kleidung 
auch eine Besichtigung des 
Körpers zulässig – besteht 
der Verdacht, dass ein Ge-
genstand im Körper ver-
steckt ist, ist ein Arzt zu be-
trauen. Zweitens ist der 
Ortsbezug entfallen. Drittens 
genügt ein auf konkrete Hin-
weise oder bestimmte Tatsa-
chen gestützter Verdacht; 

ein „dringender“ Verdacht 
ist nicht mehr erforderlich. 

Ausdrücklich hervorge-
hoben wird der Umkreis von 
100 Metern um Bildungs- 
und Kinderbetreuungsein-
richtungen. Das Wort „ins-
besondere“ macht deutlich, 
dass damit keine eigene 
Kontrollzone mit anlassloser 
Durchsuchungsbefugnis ge-
schaffen wurde, sondern ein 
gesetzlich betonter Anwen-
dungsfall: Auch vor Schulen 
und Kindergärten muss ein 
konkreter Hinweis oder eine 
bestimmte Tatsache den 
Verdacht tragen. 

 
Verschärfte Strafbestim-

mungen. Die für die Praxis 
wichtigste Änderung betrifft 
den Besitz von Waffen oder 
Munition entgegen einem 
vorläufigen Waffenverbot: 
Er ist nunmehr – wie der 
Verstoß gegen ein Waffen-
verbot nach § 12 WaffG – 
ebenfalls ein gerichtlich 
strafbarer Tatbestand (§ 50 
Abs. 1 Z 3 WaffG; Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder 
Geldstrafe bis zu 360 Tages-
sätzen, schon bei Fahrlässig-
keit).  

 
Der Katalog der Verwal-

tungsübertretungen in § 51 
Abs. 1 WaffG wurde um 
vier Tatbestände erweitert: 
den unbefugten Erwerb oder 
Besitz wesentlicher Bestand-
teile von Schusswaffen       
(Z 3), den unbefugten Besitz 
oder das unbefugte Führen 
von Kategorie-C-Waffen   
(Z 3a), das Überlassen von 
Kategorie-C-Waffen an 
Nichtbefugte (Z 3b) sowie 
den unbefugten Erwerb oder 
Besitz von Munition (Z 3c); 
Z 3 und     Z 3c waren bisher 
nur vom Auffangtatbestand 
des    Abs. 2 erfasst. 

Statt bis zu 3.600 Euro 
droht nun eine Geldstrafe 
von 900 bis 5.000 Euro, im 
Wiederholungsfall von 
1.800 bis 7.000 Euro, oder 
Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen; der Versuch ist 
strafbar. Der Auffangtatbe-

stand des Abs. 2 wurde von 
bisher 360 auf bis zu 3.600 
Euro (im Wiederholungsfall 
5.000 Euro) angehoben. 

Neu ist auch eine „golde-
ne Brücke“ nach § 51 Abs. 3 
WaffG für Verwaltungs -
übertretungen nach § 51 
Abs. 1 und 2 WaffG. Galt 
diese bisher nur für freiwilli-
ge Nachregistrierungen von 
Schuss waffen der Kategorie 
C, gilt der persönliche Straf-
aufhebungsgrund nun um-
fassender: Wer illegal beses-
sene Waffen oder Munition 
freiwillig abliefert, bevor die 
Behörde von seinem Ver-
schulden erfahren hat, oder 
eine versäumte Registrie-
rung nachholt, bleibt nach § 
51 Abs. 3 WaffG straffrei. 
Für gerichtlich strafbare 
Handlungen besteht mit § 50 
Abs. 3 und 4 WaffG eine 
vergleichbare Regelung. 

 
Fazit. Die Novelle 2025 

ist mehr als eine Verschär-
fung einzelner Bestimmun-
gen. Sie verändert die Syste-
matik des Waffenrechts: Der 
Zugang zu Waffen wurde 
strenger, und der Staat rea-
giert auf erkennbare Risiken 
früher und vernetzter. Ob 
das Ziel erreicht wird, Taten 
wie jene von Graz so weit 
wie möglich zu verhindern, 
hängt davon ab, wie konse-
quent die neuen Verständi-
gungspflichten gelebt wer-
den und wie gut Waffen-
behörden, Justiz und Exeku-
tive zusammenarbeiten.          

Michaela Jana Löff 
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